
PR\1286800DE.docx PE753.695v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2019-2024

Ausschuss für Wirtschaft und Währung

2023/0111(COD)

3.10.2023

***I
ENTWURF EINES BERICHTS
über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 im Hinblick auf 
Frühinterventionsmaßnahmen, Abwicklungsvoraussetzungen und die 
Finanzierung von Abwicklungsmaßnahmen
(COM(2023)0226 – C9-0139/2023 – 2023/0111(COD))

Ausschuss für Wirtschaft und Währung

Berichterstatter: Pedro Marques



PE753.695v01-00 2/40 PR\1286800DE.docx

DE

PR_COD_1amCom

Erklärung der benutzten Zeichen

* Anhörungsverfahren
*** Zustimmungsverfahren

***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung)
***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung)

***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 im Hinblick auf 
Frühinterventionsmaßnahmen, Abwicklungsvoraussetzungen und die Finanzierung von 
Abwicklungsmaßnahmen
(COM(2023)0226 – C9-0139/2023 – 2023/0111(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2023)0226),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission 
unterbreitet wurde (C9-0139/2023),

– unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme der Europäischen Zentralbank vom 5. Juli 20231,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 13. Juli 20232,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Währung 
(A9-0000/2023),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

1 ABl. C 307 vom 31.8.2023, S. 19.
2 ABl. C 349 vom 29.9.2023, S. 161.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Gegenwärtig beruht die 
Bankenunion auf nur zwei ihrer drei 
vorgesehenen Säulen, nämlich dem 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus 
(SSM) und dem einheitlichen 
Abwicklungsmechanismus (SRM). Da 
ihre dritte Säule – das europäischen 
Einlagenversicherungssystem – fehlt, ist 
sie nach wie vor unvollendet. Die 
Vollendung der Bankenunion ist 
wesentlicher Bestandteil der Wirtschafts- 
und Währungsunion und der 
Finanzstabilität, insbesondere da sie die 
Risiken des Teufelskreises mindert, der 
sich aus dem Staaten-Banken-Nexus 
ergibt.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Nach mehrjähriger Anwendung hat 
der Abwicklungsrahmen der Union in 
seiner derzeitigen Form bei einigen dieser 
Ziele nicht zu den gewünschten 
Ergebnissen geführt. So wird nur selten auf 
ihn zurückgegriffen, obwohl Institute und 
Unternehmen bei der 
Abwicklungsfähigkeit bedeutende 
Fortschritte erzielt und hierfür 
insbesondere durch Aufbau der 
Verlustabsorptions- und 
Rekapitalisierungskapazität und durch 
Auffüllung der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen 

(2) Nach mehrjähriger Anwendung hat 
der Abwicklungsrahmen der Union in 
seiner derzeitigen Form bei einigen dieser 
Ziele nicht zu den gewünschten 
Ergebnissen geführt. So wird nur selten auf 
ihn zurückgegriffen, obwohl Institute und 
Unternehmen bei der 
Abwicklungsfähigkeit bedeutende 
Fortschritte erzielt und hierfür 
insbesondere durch Aufbau der 
Verlustabsorptions- und 
Rekapitalisierungskapazität und durch 
Auffüllung der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen 
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bedeutende Ressourcen zurückgestellt 
haben. Bei Ausfall bestimmter kleinerer 
und mittlerer Institute und Unternehmen 
wird stattdessen jedoch in den meisten 
Fällen zu nicht harmonisierten nationalen 
Maßnahmen gegriffen. So kommen anstatt 
der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen 
Steuergelder zum Einsatz. Dies scheint auf 
unzureichende Anreize zurückzuführen zu 
sein. Diese ergeben sich aus der Interaktion 
des Abwicklungsrahmens der Union mit 
den nationalen Vorschriften, wobei der 
große Ermessensspielraum bei der 
Beurteilung, ob eine 
Abwicklungsmaßnahme im öffentlichen 
Interesse liegt, nicht immer so genutzt 
wird, wie mit dem Abwicklungsrahmen der 
Union ursprünglich beabsichtigt. Ein 
weiterer Grund für die seltene Nutzung des 
Abwicklungsrahmens ist das Risiko, dass 
den Einlegern einlagenfinanzierter Institute 
Verluste aufgebürdet werden, damit diese 
Institute im Abwicklungsfall insbesondere 
bei Fehlen anderer bail-in-fähiger 
Verbindlichkeiten auf externe Finanzmittel 
zugreifen können. Auch der Umstand, dass 
die Vorschriften für den Zugang zu 
Finanzmitteln im Rahmen einer 
Abwicklung strenger sind als bei anderen 
Optionen, hat von der Anwendung des 
Unionsrahmens abgehalten und andere 
Lösungen begünstigt, bei denen anstatt der 
Eigenmittel des Instituts oder 
Unternehmens oder anstelle 
branchenfinanzierter Sicherheitsnetze 
häufig Steuergelder zum Einsatz kamen. 
Dies wiederum führt zum Risiko einer 
Fragmentierung, dem Risiko, dass bei 
Ausfall von Instituten oder Unternehmen, 
insbesondere wenn diese kleiner oder 
mittelgroß sind, nur suboptimale 
Ergebnisse erzielt werden, sowie zu 
Opportunitätskosten wegen nicht genutzter 
Finanzmittel. Aus diesem Grund muss eine 
wirksamere und kohärentere Anwendung 
des Abwicklungsrahmens der Union 
sichergestellt und gewährleistet werden, 
dass dieser immer dann angewandt werden 

bedeutende Ressourcen zurückgestellt 
haben. Bei Ausfall bestimmter kleinerer 
und mittlerer Institute und Unternehmen 
wird stattdessen jedoch in den meisten 
Fällen zu nicht harmonisierten nationalen 
Maßnahmen gegriffen. 
Bedauerlicherweise kommen anstatt der 
branchenfinanzierten Sicherheitsnetze, 
einschließlich der 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismen, 
nach wie vor Steuergelder zum Einsatz. 
Dies scheint auf unzureichende Anreize 
zurückzuführen zu sein. Diese ergeben sich 
aus der Interaktion des 
Abwicklungsrahmens der Union mit den 
nationalen Vorschriften, wobei der große 
Ermessensspielraum bei der Beurteilung, 
ob eine Abwicklungsmaßnahme im 
öffentlichen Interesse liegt, nicht immer so 
genutzt wird, wie mit dem 
Abwicklungsrahmen der Union 
ursprünglich beabsichtigt. Ein weiterer 
Grund für die seltene Nutzung des 
Abwicklungsrahmens der Union ist das 
Risiko, dass den Einlegern 
einlagenfinanzierter Institute Verluste 
aufgebürdet werden, damit diese Institute 
im Abwicklungsfall insbesondere bei 
Fehlen anderer bail-in-fähiger 
Verbindlichkeiten auf externe Finanzmittel 
zugreifen können. Auch der Umstand, dass 
die Vorschriften für den Zugang zu 
Finanzmitteln im Rahmen einer 
Abwicklung strenger sind als bei anderen 
Optionen, hat von der Anwendung des 
Unionsrahmens abgehalten und andere 
Lösungen begünstigt, bei denen anstatt der 
Eigenmittel des Instituts oder 
Unternehmens oder anstelle 
branchenfinanzierter Sicherheitsnetze 
häufig Steuergelder zum Einsatz kamen. 
Dies wiederum führt zum Risiko einer 
Fragmentierung, dem Risiko, dass bei 
Ausfall von Instituten oder Unternehmen, 
insbesondere wenn diese kleiner oder 
mittelgroß sind, nur suboptimale 
Ergebnisse erzielt werden, sowie zu 
Opportunitätskosten wegen nicht genutzter 
Finanzmittel. Aus diesem Grund muss eine 
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kann, wenn es im öffentlichen Interesse 
liegt, und zwar auch bei kleineren und 
mittleren Instituten, die sich in erster Linie 
aus Einlagen finanzieren und nicht über 
ausreichende andere bail-in-fähige 
Verbindlichkeiten verfügen.

wirksamere und kohärentere Anwendung 
des Abwicklungsrahmens der Union 
sichergestellt und gewährleistet werden, 
dass dieser angewandt werden kann, wenn 
es im öffentlichen Interesse liegt, und zwar 
auch bei kleineren und mittleren Instituten, 
die sich in erster Linie aus Einlagen 
finanzieren und nicht über bail-in-fähige 
Verbindlichkeiten in ausreichender Höhe 
verfügen.

Or. en

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die derzeitige Überarbeitung der 
Rechtsvorschriften zielt darauf ab, die 
Voraussetzungen für eine geordnete 
Bankenabwicklung zu verbessern, die den 
Einlegern einen besseren Schutz bietet. 
Dabei wird die Sicherung gedeckter 
Einlagen beibehalten, während das 
politische Instrumentarium für die 
Abwicklung gestärkt wird, wodurch 
reibungslose Alternativen ermöglicht 
werden, die zusätzliche Vorkehrungen 
zum Schutz der Einleger und der 
Finanzstabilität umfassen.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Intensität und Detaillierungsgrad 
der Arbeiten, die für die 

(4) Intensität und Detaillierungsgrad 
der Arbeiten, die für die 
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Abwicklungsplanung für nicht als 
Abwicklungseinheiten bestimmte 
Tochterunternehmen erforderlich sind, 
hängen von der Größe und dem 
Risikoprofil der betreffenden Institute und 
Unternehmen, dem Vorhandensein 
kritischer Funktionen und der 
Gruppenabwicklungsstrategie ab. Wenn 
der Einheitliche Abwicklungsausschuss 
(im Folgenden „Ausschuss“) die in Bezug 
auf diese Tochterunternehmen zu 
ergreifenden Maßnahmen bestimmt, sollte 
er diesen Faktoren Rechnung tragen und 
gegebenenfalls eine vereinfachte 
Verfahrensweise wählen können.

Abwicklungsplanung für nicht als 
Abwicklungseinheiten bestimmte 
Tochterunternehmen erforderlich sind, 
hängen von der Größe und dem 
Risikoprofil der betreffenden Institute und 
Unternehmen, dem Vorhandensein 
kritischer Funktionen und der 
Gruppenabwicklungsstrategie ab. Wenn 
der Einheitliche Abwicklungsausschuss 
(im Folgenden „Ausschuss“) die in Bezug 
auf diese Tochterunternehmen zu 
ergreifenden Maßnahmen bestimmt, sollte 
er diesen Faktoren Rechnung tragen und 
gegebenenfalls – nach Konsultation der 
jeweiligen nationalen Behörde – 
beschließen können, eine vereinfachte 
Verfahrensweise zu verfolgen, solange die 
vereinfachte Verfahrensweise unter 
keinen Umständen zu einer Herabsetzung 
der erforderlichen Standards führt.

Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Sieht die Abwicklungsstrategie 
andere Abwicklungsinstrumente als den 
Bail-in vor, wird der 
Rekapitalisierungsbedarf des betreffenden 
Unternehmens nach der Abwicklung in der 
Regel geringer sein als bei einem offenen 
Bank-Bail-in. Dieser Aspekt sollte in 
einem solchen Fall berücksichtigt werden, 
wenn im Rahmen der Kalibrierung der 
MREL die Rekapitalisierungsanforderung 
geschätzt wird. Aus diesem Grund sollte 
der Ausschuss bei Anpassung der Höhe der 
MREL für Abwicklungseinheiten, deren 
Abwicklungsplan das Instrument der 
Unternehmensveräußerung oder das 
Instrument des Brückeninstituts und den 
Marktaustritt vorsieht, die Merkmale dieser 

(11) Sieht die Abwicklungsstrategie 
andere Abwicklungsinstrumente als den 
Bail-in vor, wird der 
Rekapitalisierungsbedarf des betreffenden 
Unternehmens nach der Abwicklung in der 
Regel geringer sein als bei einem offenen 
Bank-Bail-in. Dieser Aspekt sollte in 
einem solchen Fall berücksichtigt werden, 
wenn im Rahmen der Kalibrierung der 
MREL die Rekapitalisierungsanforderung 
geschätzt wird. Aus diesem Grund sollte 
der Ausschuss bei Anpassung der Höhe der 
MREL für Abwicklungseinheiten, deren 
Abwicklungsplan das Instrument der 
Unternehmensveräußerung oder das 
Instrument des Brückeninstituts und den 
Marktaustritt vorsieht, die Merkmale dieser 
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Instrumente berücksichtigen, wozu auch 
der erwartete Umfang der Übertragung auf 
den privaten Käufer oder das 
Brückeninstitut, die Arten der zu 
übertragenden Instrumente, der 
voraussichtliche Wert und die 
voraussichtliche Marktfähigkeit dieser 
Instrumente sowie die Ausgestaltung der 
bevorzugten Abwicklungsstrategie, 
einschließlich des ergänzenden Einsatzes 
des Instruments der Ausgliederung von 
Vermögenswerten, zählen. Da es die 
Abwicklungsbehörde ist, die bei einer 
Abwicklung im Einzelfall über den 
etwaigen Einsatz von Mitteln aus dem 
Einlagensicherungssystem entscheiden 
muss, und eine solche Entscheidung im 
Vorfeld nicht mit Sicherheit vorhergesagt 
werden kann, sollte der Ausschuss, wenn 
er bei der Abwicklung die Höhe der MREL 
kalibriert, den möglichen Beitrag des 
Einlagensicherungssystems 
unberücksichtigt lassen.

Instrumente berücksichtigen, wozu auch 
der erwartete Umfang der Übertragung auf 
den privaten Käufer oder das 
Brückeninstitut, die Arten der zu 
übertragenden Instrumente, der 
voraussichtliche Wert und die 
voraussichtliche Marktfähigkeit dieser 
Instrumente sowie die Ausgestaltung der 
bevorzugten Abwicklungsstrategie, 
einschließlich des ergänzenden Einsatzes 
des Instruments der Ausgliederung von 
Vermögenswerten, zählen. Da es die 
Abwicklungsbehörde ist, die bei einer 
Abwicklung im Einzelfall über den 
etwaigen Einsatz von Mitteln aus dem 
Einlagensicherungssystem entscheiden 
muss, und eine solche Entscheidung im 
Vorfeld nicht mit Sicherheit vorhergesagt 
werden kann, muss der Ausschuss, wenn er 
bei der Abwicklung die Höhe der MREL 
kalibriert, den möglichen Beitrag des 
Einlagensicherungssystems 
unberücksichtigt lassen. Durch diese 
Vorgehensweise wird auch die 
Wahrscheinlichkeit eines moralischen 
Risikos verringert, indem sichergestellt 
wird, dass die Unternehmen nicht im 
Vorfeld davon ausgehen, dass Mittel aus 
dem jeweiligen Einlagensicherungssystem 
verwendet werden, um das Ziel von 8 % 
der gesamten Verbindlichkeiten und 
Eigenmittel zu erreichen.

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14a) Benötigt der Ausschuss 
Informationen, die für die Aktualisierung 
von Abwicklungsplänen, die Vorbereitung 
einer möglichen Abwicklung eines 
Unternehmens oder die Durchführung 
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einer Bewertung erforderlich sind, so 
sollten die EZB oder die betreffenden 
nationalen Behörden dem Ausschuss 
diese Informationen – soweit sie ihnen 
zur Verfügung stehen – übermitteln. 
Liegen der EZB oder den betreffenden 
zuständigen nationalen Behörden die 
einschlägigen Informationen nicht schon 
vor, sollten der Ausschuss und die EZB 
oder die betreffenden zuständigen 
nationalen Behörden zusammenarbeiten 
und sich abstimmen, um die vom 
Ausschuss als erforderlich erachteten 
Informationen zu erheben. Im Rahmen 
dieser Zusammenarbeit sollten die 
Behörden die erforderlichen 
Informationen unter gebührender 
Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit erheben.

Or. en

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Wenn bei weniger bedeutenden 
grenzüberschreitenden Gruppen der 
Geschäftsbetrieb eines Instituts oder 
Unternehmens zwar noch fortgeführt wird, 
jedoch ein wesentliches Ausfallrisiko 
besteht, sollten rechtzeitiges Handeln und 
frühzeitige Koordinierung zwischen dem 
Ausschuss und der EZB oder der 
betreffenden zuständigen nationalen 
Behörde sichergestellt sein. Die EZB oder 
die betreffende zuständige nationale 
Behörde sollte den Ausschuss deshalb so 
früh wie möglich über ein solches Risiko 
unterrichten. Dabei sollte die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
die Gründe für ihre Einschätzung darlegen 
und einen Überblick über die alternativen 
Maßnahmen des privaten Sektors, die 

(15) Wenn bei weniger bedeutenden 
grenzüberschreitenden Gruppen der 
Geschäftsbetrieb eines Instituts oder 
Unternehmens zwar noch fortgeführt wird, 
jedoch ein wesentliches Ausfallrisiko 
besteht, sollten rechtzeitiges Handeln und 
frühzeitige Koordinierung zwischen dem 
Ausschuss und der EZB oder der 
betreffenden zuständigen nationalen 
Behörde sichergestellt sein. Die EZB oder 
die betreffende zuständige nationale 
Behörde sollte den Ausschuss deshalb so 
früh wie möglich über ein solches Risiko 
unterrichten. Dabei sollte die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
die Gründe für ihre Einschätzung darlegen 
und einen Überblick über die alternativen 
Maßnahmen des privaten Sektors, die 
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aufsichtsbehördlichen Maßnahmen oder 
die Frühinterventionsmaßnahmen geben, 
die zur Verfügung stehen, um den Ausfall 
des Instituts oder Unternehmens innerhalb 
eines angemessenen Zeitrahmens 
abzuwenden. Eine solche frühzeitige 
Unterrichtung sollte den Verfahren zur 
Feststellung, ob die Voraussetzungen für 
eine Abwicklung erfüllt sind, nicht 
vorgreifen. Dass die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
den Ausschuss zuvor über ein wesentliches 
Risiko, dass ein Institut oder Unternehmen 
ausfällt oder wahrscheinlich ausfällt, 
unterrichtet hat, sollte keine Voraussetzung 
für eine spätere Feststellung sein, dass ein 
Institut oder Unternehmen tatsächlich 
ausfällt oder wahrscheinlich ausfällt. 
Außerdem muss der Ausschuss für den 
Fall, dass das Institut oder Unternehmen 
später als ausfallend oder wahrscheinlich 
ausfallend eingestuft wird und es keine 
anderen Möglichkeiten gibt, diesen Ausfall 
innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens 
abzuwenden, entscheiden, ob 
Abwicklungsmaßnahmen ergriffen werden. 
In einem solchen Fall kann die 
Frühzeitigkeit der Entscheidung, 
Abwicklungsmaßnahmen auf ein Institut 
oder Unternehmen anzuwenden, von 
fundamentaler Bedeutung für die 
erfolgreiche Umsetzung der 
Abwicklungsstrategie sein, zumal eine 
zeitigere Intervention bei dem Institut oder 
Unternehmen dazu beitragen kann, eine 
ausreichende Verlustabsorptionsfähigkeit 
und Liquidität für die Durchführung dieser 
Strategie sicherzustellen. Deshalb sollte der 
Ausschuss die Möglichkeit haben, in enger 
Zusammenarbeit mit der EZB oder der 
betreffenden zuständigen nationalen 
Behörde zu beurteilen, welcher Zeitrahmen 
für die Abwendung des Ausfalls des 
Instituts oder Unternehmens durch 
alternative Maßnahmen als angemessen 
anzusehen ist. Um ein zeitnahes Ergebnis 
sicherzustellen und dem Ausschuss die 
Möglichkeit zu geben, sich angemessen auf 
die potenzielle Abwicklung des Instituts 

aufsichtsbehördlichen Maßnahmen oder 
die Frühinterventionsmaßnahmen geben, 
die zur Verfügung stehen, um den Ausfall 
des Instituts oder Unternehmens innerhalb 
eines angemessenen Zeitrahmens 
abzuwenden. Eine solche frühzeitige 
Unterrichtung sollte den Verfahren zur 
Feststellung, ob die Voraussetzungen für 
eine Abwicklung erfüllt sind, nicht 
vorgreifen. Dass die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
den Ausschuss zuvor über ein wesentliches 
Risiko, dass ein Institut oder Unternehmen 
ausfällt oder wahrscheinlich ausfällt, 
unterrichtet hat, oder dass der Zeitrahmen 
für die Umsetzung der Maßnahmen zur 
Bewältigung eines solchen wesentlichen 
Risikos, dass ein Institut oder 
Unternehmen ausfällt, abgelaufen ist, 
sollte keine Voraussetzung für eine spätere 
Feststellung sein, dass ein Institut oder 
Unternehmen tatsächlich ausfällt oder 
wahrscheinlich ausfällt, und dies auch 
nicht implizieren. Außerdem muss der 
Ausschuss für den Fall, dass das Institut 
oder Unternehmen später als ausfallend 
oder wahrscheinlich ausfallend eingestuft 
wird und es keine anderen Möglichkeiten 
gibt, diesen Ausfall innerhalb eines 
angemessenen Zeitrahmens abzuwenden, 
entscheiden, ob Abwicklungsmaßnahmen 
ergriffen werden. In einem solchen Fall 
kann die Frühzeitigkeit der Entscheidung, 
Abwicklungsmaßnahmen auf ein Institut 
oder Unternehmen anzuwenden, von 
fundamentaler Bedeutung für die 
erfolgreiche Umsetzung der 
Abwicklungsstrategie sein, zumal eine 
zeitigere Intervention bei dem Institut oder 
Unternehmen dazu beitragen kann, eine 
ausreichende Verlustabsorptionsfähigkeit 
und Liquidität für die Durchführung dieser 
Strategie sicherzustellen. Deshalb sollte der 
Ausschuss die Möglichkeit haben, in enger 
Zusammenarbeit mit der EZB oder der 
betreffenden zuständigen nationalen 
Behörde zu beurteilen, welcher Zeitrahmen 
für die Abwendung des Ausfalls des 
Instituts oder Unternehmens durch 
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oder Unternehmens vorzubereiten, sollten 
der Ausschuss und die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
regelmäßig zusammenkommen und sollte 
der Ausschuss je nach Sachlage im 
Einzelfall über die Häufigkeit dieser 
Sitzungen entscheiden.

alternative Maßnahmen als angemessen 
anzusehen ist. Um ein zeitnahes Ergebnis 
sicherzustellen und dem Ausschuss die 
Möglichkeit zu geben, sich angemessen auf 
die potenzielle Abwicklung des Instituts 
oder Unternehmens vorzubereiten, sollten 
der Ausschuss und die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
regelmäßig zusammenkommen und sollte 
der Ausschuss je nach Sachlage im 
Einzelfall über die Häufigkeit dieser 
Sitzungen entscheiden.

Or. en

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Der Abwicklungsrahmen sollte auf 
jedes Institut oder Unternehmen, 
unabhängig von Größe und 
Geschäftsmodell, angewandt werden 
können, wenn die nach nationalem Recht 
zur Verfügung stehenden Instrumente zur 
Bewerkstelligung des Ausfalls nicht 
ausreichen. Um dies sicherzustellen, sollte 
festgelegt werden, nach welchen Kriterien 
zu beurteilen ist, ob die Abwicklung eines 
ausfallenden Instituts oder Unternehmens 
im öffentlichen Interesse liegt.

(17) Der Abwicklungsrahmen sollte zur 
Bewältigung des Ausfalls jedes Instituts 
oder Unternehmens angewandt werden, 
für das eine Bewertung, ob eine 
Abwicklung im öffentlichen Interesse 
liegt, positiv ausfällt, nämlich wenn die 
nach nationalem Recht zur Verfügung 
stehenden Instrumente nicht ausreichen. 
Um dies sicherzustellen, sollte festgelegt 
werden, nach welchen Kriterien zu 
beurteilen ist, ob die Abwicklung eines 
ausfallenden Instituts oder Unternehmens 
im öffentlichen Interesse liegt.

Or. en

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Bei der Beurteilung, ob die 
Abwicklung eines Instituts oder 
Unternehmens im öffentlichen Interesse 
liegt, sollte berücksichtigt werden, dass die 
Einleger besser geschützt sind, wenn die 
Mittel von Einlagensicherungssystemen 
effizienter eingesetzt und die Verluste bei 
diesen Mitteln möglichst gering gehalten 
werden. Deshalb sollte bei der Beurteilung, 
ob die Abwicklung im öffentlichen 
Interesse liegt, das Abwicklungsziel des 
Einlegerschutzes im Abwicklungsfall als 
besser erreicht angesehen werden, wenn 
dem Einlagensicherungssystem im 
Liquidationsfall höhere Kosten entstanden 
wären.

(18) Bei der Beurteilung, ob die 
Abwicklung eines Instituts oder 
Unternehmens im öffentlichen Interesse 
liegt, sollte neben anderen Faktoren 
berücksichtigt werden, dass die Einleger 
besser geschützt sind, wenn die Mittel von 
Einlagensicherungssystemen effizienter 
eingesetzt und die Verluste bei diesen 
Mitteln möglichst gering gehalten werden. 
Deshalb sollte bei der Beurteilung, ob die 
Abwicklung im öffentlichen Interesse liegt, 
der Einlegerschutz im Abwicklungsfall als 
besser erreicht angesehen werden, wenn 
dem Einlagensicherungssystem im 
Liquidationsfall höhere oder gleiche 
Kosten entstanden wären.

Or. en

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Bei der Beurteilung, ob die 
Abwicklung eines Instituts oder 
Unternehmens im öffentlichen Interesse 
liegt, sollte soweit wie möglich auch dem 
Unterschied zwischen einerseits 
Finanzmitteln, die über 
branchenfinanzierte Sicherheitsnetze 
(Abwicklungsfinanzierungsmechanismen 
oder Einlagensicherungssysteme) 
bereitgestellt werden, und andererseits 
Finanzmitteln, die von den Mitgliedstaaten 
aus Steuergeldern bereitgestellt werden, 
Rechnung getragen werden. Bei 
Finanzmitteln, die von den Mitgliedstaaten 
bereitgestellt werden, ist das Risiko 
unehrlichen oder fahrlässigen Verhaltens 
größer und der Anreiz zur Marktdisziplin 
geringer. Bei der Beurteilung des Ziels 

(19) Bei der Beurteilung, ob die 
Abwicklung eines Instituts oder 
Unternehmens im öffentlichen Interesse 
liegt, sollte der vorrangigen 
Inanspruchnahme branchenfinanzierter 
Sicherheitsnetze 
(Abwicklungsfinanzierungsmechanismen 
oder Einlagensicherungssysteme) anstelle 
von Finanzmitteln, die von den 
Mitgliedstaaten aus Steuergeldern 
bereitgestellt werden, Rechnung getragen 
werden. Bei Finanzmitteln, die von den 
Mitgliedstaaten bereitgestellt werden, ist 
das Risiko unehrlichen oder fahrlässigen 
Verhaltens größer und der Anreiz zur 
Marktdisziplin geringer. Bei der 
Beurteilung des Ziels einer möglichst 
geringen Inanspruchnahme von 
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einer möglichst geringen Inanspruchnahme 
von außerordentlicher finanzieller 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 
sollte es der Ausschuss daher bei gleichem 
Mittelumfang für vorzugswürdig befinden, 
wenn Finanzmittel aus einem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
oder Einlagensicherungssystem anstatt aus 
dem Haushalt der Mitgliedstaaten 
bereitgestellt werden.

außerordentlicher finanzieller 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 
sollte es der Ausschuss daher bei gleichem 
Mittelumfang für vorzugswürdig befinden, 
wenn Finanzmittel aus einem 
Abwicklungsfinanzierungsmechanismus 
oder Einlagensicherungssystem anstatt aus 
dem Haushalt der Mitgliedstaaten 
bereitgestellt werden.

Or. en

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Um sicherzustellen, dass die 
Abwicklungsziele möglichst wirksam 
erreicht werden, sollte die Beurteilung, ob 
eine Abwicklung im öffentlichen Interesse 
liegt, nur dann negativ ausfallen, wenn 
die Abwicklungsziele durch die 
Liquidation des ausfallenden Instituts oder 
Unternehmens nach dem regulären 
Insolvenzverfahren nicht nur im gleichen 
Umfang, sondern wirksamer erreicht 
würden als bei der Abwicklung.

(20) Um sicherzustellen, dass die 
Abwicklungsziele möglichst wirksam 
erreicht werden, sollte bei der Beurteilung, 
ob eine Abwicklung im öffentlichen 
Interesse liegt, geprüft werden, ob die 
Abwicklungsziele durch die Liquidation 
des ausfallenden Instituts oder 
Unternehmens nach dem regulären 
Insolvenzverfahren nicht nur im gleichen 
Umfang, sondern wirksamer erreicht 
würden als bei der Abwicklung.

Or. en

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) Um institutionelle Kontinuität und 
den Aufbau institutionellen Fachwissens zu 
gewährleisten, sollten der Vorsitzende, der 
stellvertretende Vorsitzende und die 

(35) Um institutionelle Kontinuität und 
den Aufbau institutionellen Fachwissens 
sicherzustellen, sollte die fünfjährige 
Amtszeit des Vorsitzenden, des 
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anderen Vollzeitmitglieder des 
Ausschusses zwei aufeinanderfolgende 
Amtszeiten lang im Amt bleiben dürfen. 
Ihre Amtszeit sollte daher um fünf Jahre 
verlängert werden können, wenn die 
Kommission ihre Tätigkeit bewertet und 
festgestellt hat, dass die Aufgaben in der 
ersten Amtszeit erfüllt wurden.

stellvertretenden Vorsitzenden und der 
anderen Vollzeitmitglieder des 
Ausschusses einmalig um zwei Jahre 
verlängert werden können, wenn die 
Kommission ihre Tätigkeit bewertet und 
festgestellt hat, dass die Aufgaben erfüllt 
wurden.

Or. en

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36a) Um eine stärkere Kultur des 
institutionellen Zusammenhalts innerhalb 
des einheitlichen 
Abwicklungsmechanismus zu fördern, 
sollte die Beteiligung des Plenums an 
wichtigen Aspekten des 
Entscheidungsprozesses wie der 
Abwicklungsplanung, der Festlegung von 
MREL-Anforderungen und der Annahme 
von Abwicklungskonzepten sichergestellt 
werden. Darüber hinaus sollte der 
Ausschuss bei heiklen Entscheidungen im 
Zusammenhang mit 
Abwicklungsmaßnahmen, einschließlich 
des Umfangs, in dem Verluste auferlegt 
werden sollen, oder der Festlegung des 
Beitrags aus dem 
Einlagensicherungssystem, 
gegebenenfalls eng mit der EZB, der 
jeweils zuständigen nationalen Behörde 
und der betreffenden nationalen 
Abwicklungsbehörde zusammenarbeiten. 
Der Ausschuss sollte sich regelmäßig mit 
ihnen in Verbindung setzen, sie 
konsultieren und die während dieses 
Prozesses erhaltenen Rückmeldungen 
gebührend berücksichtigen.

Or. en
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 40 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40a) Die Inanspruchnahme von 
Einlagensicherungsfonds im Rahmen der 
Abwicklung und Liquidation, birgt –
insbesondere angesichts der 
vorgeschlagenen Änderungen der 
Gläubigerhierarchie – das Risiko, dass die 
Anforderungen an diese 
branchenfinanzierten Sicherheitsnetze 
steigen. Um zu verhindern, dass ein 
Einlagensicherungssystem nicht 
ausreichend finanziert wird und nicht in 
der Lage ist, neue Interventionen zu 
tragen, sind robuste und günstige 
alternative Finanzierungsmechanismen 
erforderlich.

Or. en

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 40 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40b) Angesichts der Überarbeitung der 
Gläubigerhierarchie sind die 
Marktbedingungen für 
Einlagensicherungssysteme, die solche 
alternativen Finanzierungsmechanismen 
anstreben, möglicherweise nicht so 
günstig. Um eine vorübergehende 
Finanzierung durch die Mitgliedstaaten 
zu verhindern und sicherzustellen, dass 
sie nur als letztes Mittel zum Tragen 
kommt, sollte der Ausschuss einem 
Einlagensicherungssystem eine Garantie 
auf der Grundlage des einheitlichen 
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Abwicklungsfonds bieten können, um ihm 
den Zugang zu Märkten zu günstigen 
Finanzierungsbedingungen zu 
erleichtern. Die Garantie sollte durch den 
einheitlichen Abwicklungsfonds gestellt 
werden, wenn das 
Einlagensicherungssystem bei der 
Abwicklung intervenieren muss, die 
verfügbaren Finanzmittel jedoch nicht 
ausreichen, um den Bedarf dieser 
Maßnahme zu decken.

Or. en

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 40 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40c) Die Stellung von Garantien aus 
dem einheitlichen Abwicklungsfonds für 
nationale Einlagensicherungssysteme, die 
alternative Finanzierungsmechanismen 
verfolgen, darf Fortschritte bei der 
Schaffung eines vollwertigen 
europäischen Einlagensicherungssystems, 
das nach wie vor die optimale Lösung 
darstellt, weder ausschließen noch 
verzögern.

Or. en

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 40 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40d) Obwohl eine Einigung über die 
Einführung einer Letztsicherung für den 
einheitlichen Abwicklungsfonds durch 
den Europäischen 
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Stabilitätsmechanismus (ESM) erzielt 
wurde, wurde ihre Umsetzung noch nicht 
erreicht. Die zusätzliche Funktion des 
einheitlichen Abwicklungsfonds, 
Garantien für Einlagensicherungssysteme 
zu stellen, rechtfertigt somit zusätzliche 
Garantien für ihn, wie die Ratifizierung 
der Letztsicherung für den einheitlichen 
Abwicklungsfonds durch den ESM.

Or. en

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 55 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Folgende Nummer wird angefügt:
„55a. ‚kritische Funktionen‘ die 
Tätigkeiten, Dienstleistungen oder 
Geschäfte, deren Einstellung aufgrund 
der Größe, des Marktanteils, der externen 
und internen Verflechtungen, der 
Komplexität oder der 
grenzüberschreitenden Tätigkeiten eines 
Instituts oder einer Gruppe 
wahrscheinlich in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten die Unterbrechung von 
für die Realwirtschaft wesentlichen 
Dienstleistungen oder eine Störung der 
Finanzstabilität auf nationaler oder 
regionaler Ebene zur Folge hat, 
besonders mit Blick auf die 
Substituierbarkeit dieser Tätigkeiten, 
Dienstleistungen oder Geschäfte;“

Or. en

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe b
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Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 8 – Absatz 10 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Maßnahmen, die in Bezug auf die in 
Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten 
Tochterunternehmen zu ergreifen sind, bei 
denen es sich nicht um 
Abwicklungseinheiten handelt, können 
vom Ausschuss nach einem vereinfachten 
Ansatz festgelegt werden, wenn sich dieser 
Ansatz nicht negativ auf die 
Abwicklungsfähigkeit der Gruppe 
auswirkt, wobei die Größe des 
Tochterunternehmens, sein Risikoprofil, 
das Fehlen kritischer Funktionen und die 
Gruppenabwicklungsstrategie zu 
berücksichtigen sind.

Die Maßnahmen, die in Bezug auf die in 
Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten 
Tochterunternehmen zu ergreifen sind, bei 
denen es sich nicht um 
Abwicklungseinheiten handelt, können 
vom Ausschuss nach einem vereinfachten 
Ansatz festgelegt werden, nachdem die 
betreffende nationale 
Abwicklungsbehörde konsultiert wurde 
und wenn sich dieser Ansatz nicht negativ 
auf die Abwicklungsfähigkeit der Gruppe 
auswirkt, wobei die Größe des 
Tochterunternehmens, sein Risikoprofil, 
das Fehlen kritischer Funktionen und die 
Gruppenabwicklungsstrategie zu 
berücksichtigen sind.

Or. en

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13 – Absatz 1 – Buchstabe a – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) das Unternehmen erfüllt die in 
Artikel 102 der Richtlinie 2013/36/EU oder 
in Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 genannten 
Voraussetzungen und auf das Unternehmen 
trifft einer der folgenden Fälle zu:

a) das Institut oder das Unternehmen 
erfüllt die in Artikel 102 der Richtlinie 
2013/36/EU oder in Artikel 16 Absatz 1 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 oder 
in Artikel 38 der Richtlinie (EU) 
2019/2034 genannten Voraussetzungen, 
oder die zuständige Behörde hat 
festgestellt, dass die von dem Institut oder 
dem Unternehmen angewandten 
Regelungen, Strategien, Verfahren und 
Mechanismen sowie die Eigenmittel und 
Liquidität dieses Instituts oder 
Unternehmens kein solides 
Risikomanagement und keine solide 



PR\1286800DE.docx 21/40 PE753.695v01-00

DE

Risikoabdeckung garantieren, und auf das 
Institut oder das Unternehmen trifft einer 
der folgenden Fälle zu:

Or. en

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13 – Absatz 1 – Buchstabe a – Ziffer ii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ii) die EZB hält andere 
Abhilfemaßnahmen als 
Frühinterventionsmaßnahmen für nicht 
ausreichend, um die unter anderem durch 
eine rapide und erhebliche 
Verschlechterung der Finanzlage des 
Unternehmens entstehenden Probleme 
anzugehen;

ii) die EZB hält andere 
Abhilfemaßnahmen als 
Frühinterventionsmaßnahmen für nicht 
ausreichend, um die durch eine erhebliche 
Verschlechterung der Finanzlage des 
Unternehmens entstehenden Probleme 
anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13 – Absatz 2 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

fa) die Aufforderung an das 
Leitungsorgan des Unternehmens, einen 
Plan zu erstellen, den das Unternehmen 
umsetzen kann, falls die betreffende 
Körperschaft beschließt, die freiwillige 
Liquidation des Unternehmens 
einzuleiten, einschließlich einer Analyse 
der für die Abwicklung erforderlichen 
Kapital- und Liquiditätshilfe und der 
konkreten relevanten strategischen 
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Optionen für einen Marktaustritt.

Or. en

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13b – Absatz 1 – Unterabsatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jeder vorläufige Administrator hat die in 
Artikel 91 Absätze 1, 2 und 3 der 
Richtlinie 2013/36/EU genannten 
Anforderungen zu erfüllen. Die von der 
EZB vorgenommene Bewertung, ob der 
vorläufige Verwalter diese Anforderungen 
erfüllt, ist integraler Bestandteil der 
Entscheidung über die Bestellung dieses 
vorläufigen Verwalters.

Jeder vorläufige Administrator hat die in 
Artikel 91 Absätze 1, 2 und 8 der 
Richtlinie 2013/36/EU genannten 
Anforderungen zu erfüllen. Die von der 
EZB vorgenommene Bewertung, ob der 
vorläufige Verwalter diese Anforderungen 
erfüllt, ist integraler Bestandteil der 
Entscheidung über die Bestellung dieses 
vorläufigen Verwalters.

Or. en

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13c – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) jede der in Artikel 16 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 oder 
Artikel 104 Absatz 1 der Richtlinie 
2013/36/EU genannten Maßnahmen, die 
sie von einem Unternehmen oder einer 
Gruppe verlangen;

a) jede der in Artikel 16 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 oder 
Artikel 104 Absatz 1 der Richtlinie 
2013/36/EU genannten Maßnahmen, die 
sie von einem Unternehmen oder einer 
Gruppe verlangen und mit denen eine 
Verschlechterung der Lage dieses 
Unternehmens oder dieser Gruppe 
angegangen werden soll;

Or. en
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Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13c – Absatz 1 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die EZB oder die betreffende zuständige 
nationale Behörde überwacht in 
Zusammenarbeit mit dem Ausschuss 
genau, wie sich die Lage der in 
Unterabsatz 1 genannten Unternehmen und 
Gruppen entwickelt und ob die in 
Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten 
Maßnahmen, mit denen eine 
Verschlechterung der Lage dieser 
Unternehmen und Gruppen angegangen 
werden soll, sowie die in Unterabsatz 1 
Buchstabe c genannten 
Frühinterventionsmaßnahmen befolgt 
werden.

Die EZB oder die betreffende zuständige 
nationale Behörde überwacht in enger 
Zusammenarbeit mit dem Ausschuss 
genau, wie sich die Lage der in 
Unterabsatz 1 genannten Unternehmen und 
Gruppen entwickelt und ob die in 
Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten 
Maßnahmen, mit denen eine 
Verschlechterung der Lage dieser 
Unternehmen und Gruppen angegangen 
werden soll, sowie die in Unterabsatz 1 
Buchstabe c genannten 
Frühinterventionsmaßnahmen befolgt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13c – Absatz 2 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nach der in Unterabsatz 1 genannten 
Mitteilung überwachen die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
und der Ausschuss in enger 
Zusammenarbeit die Lage des 
Unternehmens, die Umsetzung jeglicher 
einschlägiger Maßnahmen innerhalb des 
erwarteten Zeitrahmens und alle sonstigen 
einschlägigen Entwicklungen. Zu diesem 
Zweck kommen der Ausschuss und die 

Nach der in Unterabsatz 1 genannten 
Mitteilung überwachen die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
in enger Zusammenarbeit mit dem 
Ausschuss die Lage des Unternehmens, die 
Umsetzung jeglicher einschlägigen 
Maßnahmen innerhalb des erwarteten 
Zeitrahmens und alle sonstigen 
einschlägigen Entwicklungen. Zu diesem 
Zweck kommen der Ausschuss und die 
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EZB oder die betreffenden zuständigen 
nationalen Behörden regelmäßig zu 
Sitzungen zusammen, wobei die 
Sitzungshäufigkeit vom Ausschuss je nach 
Sachlage im Einzelfall festgelegt wird. Die 
EZB oder die betreffende zuständige 
nationale Behörde und der Ausschuss 
übermitteln einander unverzüglich alle 
einschlägigen Informationen.

EZB oder die betreffenden zuständigen 
nationalen Behörden regelmäßig zu 
Sitzungen zusammen, wobei die 
Sitzungshäufigkeit vom Ausschuss je nach 
Sachlage im Einzelfall festgelegt wird. Die 
EZB oder die betreffende zuständige 
nationale Behörde und der Ausschuss 
übermitteln einander unverzüglich alle 
einschlägigen Informationen.

Or. en

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13c – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Beschließt der Ausschuss bei der 
Ausübung der in Absatz 4 genannten 
Befugnis, direkt an potenzielle Erwerber 
zu vermarkten, so trägt er den Umständen 
des Einzelfalls und den möglichen 
Auswirkungen, die die Ausübung dieser 
Befugnis auf die Gesamtposition des 
Unternehmens haben könnte, gebührend 
Rechnung.

Or. en

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 13c – Absatz 5 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) von der betreffenden nationalen 
Abwicklungsbehörde den Entwurf eines 
vorläufigen Abwicklungskonzepts für das 

b) von der betreffenden nationalen 
Abwicklungsbehörde den Entwurf eines 
vorläufigen Abwicklungskonzepts für das 
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betroffene Unternehmen zu verlangen. betroffene Unternehmen zu verlangen; in 
diesem Fall gilt Artikel 84 Absatz 1 
Buchstabe e der Richtlinie 2014/59/EU.

Or. en

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 19 – Buchstabe c
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18 – Absatz 5 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn der Ausschuss auf Basis der ihm 
zum Bewertungszeitpunkt zur Verfügung 
stehenden Informationen die in 
Unterabsatz 1 genannte Bewertung 
durchführt, berücksichtigt und vergleicht er 
die gesamte außerordentliche finanzielle 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln, die 
für das Unternehmen nach vernünftigem 
Ermessen sowohl im Falle einer 
Abwicklung als auch im Falle einer 
Liquidation nach geltendem nationalen 
Recht zu erwarten ist.

Wenn der Ausschuss auf Basis der ihm 
zum Bewertungszeitpunkt zur Verfügung 
stehenden Informationen die in 
Unterabsatz 1 genannte Bewertung 
durchführt, berücksichtigt und vergleicht er 
die gesamte außerordentliche finanzielle 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln, die 
dem Unternehmen sowohl im Falle einer 
Abwicklung als auch im Falle einer 
Liquidation nach geltendem nationalen 
Recht gewährt wird.

Or. en

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 1 – Buchstabe a – Ziffer iii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iii) in Form eines Erwerbs von 
Eigenmittelinstrumenten außer 
Instrumenten des harten Kernkapitals 
oder von anderen Kapitalinstrumenten 
oder in Form einer Nutzung von 
Maßnahmen für wertgeminderte 

iii) in Form eines Erwerbs von 
Eigenmittelinstrumenten oder in Form 
einer Nutzung von Maßnahmen für 
wertgeminderte Vermögenswerte, sofern 
zum Zeitpunkt der Gewährung der 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 
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Vermögenswerte zu Preisen, mit einer 
Dauer und zu Bedingungen, die das 
betreffende Institut oder Unternehmen 
nicht ungebührlich begünstigen, sofern 
zum Zeitpunkt der Gewährung der 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 
weder die in Artikel 18 Absatz 4 
Buchstaben a, b oder c genannten 
Voraussetzungen noch die in Artikel 21 
Absatz 1 genannten Umstände vorliegen.

weder die in Artikel 18 Absatz 4 
Buchstaben a, b oder c genannten 
Voraussetzungen noch die in Artikel 21 
Absatz 1 genannten Umstände vorliegen.

Or. en

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Bei der außerordentlichen 
finanziellen Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln handelt es sich um die Intervention 
eines Einlagensicherungssystems zur 
Erhaltung der finanziellen Solidität und 
langfristigen Existenzfähigkeit des 
Kreditinstituts im Einklang mit den in den 
Artikeln 11a und 11b der Richtlinie 
2014/49/EU festgelegten Bedingungen, 
sofern keine der in Artikel 18 Absatz 4 
genannten Voraussetzungen vorliegt.

b) Bei der außerordentlichen 
finanziellen Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln handelt es sich um die Intervention 
eines Einlagensicherungssystems im 
Einklang mit den in den Artikeln 11a und 
11b der Richtlinie 2014/49/EU festgelegten 
Bedingungen, sofern keine der in 
Artikel 18 Absatz 4 genannten 
Voraussetzungen vorliegt.

Or. en

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 1 – Buchstabe c
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Bei der außerordentlichen 
finanziellen Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln handelt es sich um die Intervention 
eines Einlagensicherungssystems im 
Zusammenhang mit der Liquidation eines 
Instituts gemäß Artikel 32b der Richtlinie 
2014/59/EU, die die in Artikel 11 Absatz 5 
der Richtlinie 2014/49/EU festgelegten 
Bedingungen erfüllt.

c) Bei der außerordentlichen 
finanziellen Unterstützung aus öffentlichen 
Mitteln handelt es sich um die Intervention 
eines Einlagensicherungssystems im 
Zusammenhang mit der Liquidation eines 
Kreditinstituts gemäß Artikel 32b der 
Richtlinie 2014/59/EU, die die in 
Artikel 11 Absatz 5 der Richtlinie 
2014/49/EU festgelegten Bedingungen 
erfüllt.

Or. en

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Die Maßnahmen sind vorbeugend 
und vorübergehend und beruhen auf einer 
von der EZB oder der betreffenden 
zuständigen nationalen Behörde 
genehmigten vorab festgelegten 
Ausstiegsstrategie, die für jede 
vorgesehene Maßnahme insbesondere 
auch einen klar festgelegten 
Beendigungszeitpunkt, einen 
Veräußerungszeitpunkt oder einen 
Tilgungsplan beinhaltet.

b) Die Maßnahmen sind vorbeugend 
und vorübergehend und beruhen auf einer 
von der EZB oder der betreffenden 
zuständigen nationalen Behörde 
genehmigten vorab festgelegten 
Ausstiegsstrategie.

Or. en

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 – Unterabsatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 
Buchstabe a gilt ein Unternehmen als 
solvent, wenn die EZB oder die betreffende 
zuständige nationale Behörde zu dem 
Schluss gelangt ist, dass kein Verstoß 
gegen eine der in Artikel 92 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, 
Artikel 104a der Richtlinie 2013/36/EU, 
Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2019/2033, Artikel 40 der Richtlinie 
(EU) 2019/2034 festgelegten 
Anforderungen oder gegen die 
einschlägigen geltenden Anforderungen 
des Unionsrechts oder des nationalen 
Rechts eingetreten oder in den 
kommenden zwölf Monaten zu erwarten 
ist.

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 
Buchstabe a gilt ein Unternehmen als 
solvent, wenn die EZB oder die betreffende 
zuständige nationale Behörde zu dem 
Schluss gelangt ist, dass kein Verstoß 
gegen eine der in Artikel 92 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, 
Artikel 104a der Richtlinie 2013/36/EU, 
Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/2033 oder Artikel 40 der Richtlinie 
(EU) 2019/2034 festgelegten 
Anforderungen oder gegen die 
einschlägigen geltenden Anforderungen 
des Unionsrechts oder des nationalen 
Rechts eingetreten ist.

Or. en

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 – Unterabsatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die EZB oder die jeweils zuständige 
nationale Behörde kann ein 
Unternehmen als solvent ansehen, wenn 
sie unter Berücksichtigung der 
besonderen Umstände des Einzelfalls 
feststellt, dass ein Verstoß gegen die in 
Unterabsatz 2 genannten Anforderungen 
vorübergehender Natur ist, und sofern 
das Unternehmen einen angemessenen 
Plan für die Behebung des Verstoßes 
innerhalb eines von der EZB oder der 
zuständigen nationalen Behörde 
festgelegten angemessenen Zeitrahmens 
vorlegen kann.
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Or. en

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 – Unterabsatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Abweichend von Absatz 1 Buchstabe a 
Ziffer iii ist der Erwerb von Instrumenten 
des harten Kernkapitals ausnahmsweise 
zulässig, wenn die festgestellte Lücke so 
geartet ist, dass es der Erwerb anderer 
Eigenmittelinstrumente oder anderer 
Kapitalinstrumente dem betreffenden 
Unternehmen nicht ermöglichen würde, 
seine im adversen Szenario des 
einschlägigen Stresstests oder der 
einschlägigen gleichwertigen Übung 
festgestellte Kapitallücke zu beheben. Der 
Betrag der erworbenen Instrumente des 
harten Kernkapitals darf 2 % des gemäß 
Artikel 92 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 berechneten 
Gesamtrisikobetrags des betreffenden 
Instituts oder Unternehmens nicht 
überschreiten.

Der Erwerb von Instrumenten des harten 
Kernkapitals ist zulässig, wenn die 
festgestellte Lücke so geartet ist, dass es 
der Erwerb anderer Eigenmittelinstrumente 
oder anderer Kapitalinstrumente dem 
betreffenden Unternehmen nicht 
ermöglichen würde, seine im adversen 
Szenario des einschlägigen Stresstests oder 
der einschlägigen gleichwertigen Übung 
festgestellte Kapitallücke zu beheben.

Or. en

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 – Unterabsatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wird eine der in Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Unterstützungsmaßnahmen 
nicht nach den Bedingungen der zum 

Wird eine der in Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Unterstützungsmaßnahmen 
nicht nach den Bedingungen der zum 
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Zeitpunkt der Gewährung dieser 
Maßnahme festgelegten Ausstiegsstrategie 
getilgt, zurückgezahlt oder anderweitig 
beendet, so zieht die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
daraus den Schluss, dass die in Artikel 18 
Absatz 1 Buchstabe a festgelegte 
Voraussetzung in Bezug auf das Institut 
oder das Unternehmen, das diese 
Unterstützungsmaßnahmen erhalten hat, 
erfüllt ist, und teilt der Kommission und 
dem Ausschuss diese Einschätzung 
gemäß Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 3 
mit.

Zeitpunkt der Gewährung dieser 
Maßnahme festgelegten Ausstiegsstrategie 
getilgt, zurückgezahlt oder anderweitig 
beendet, so fordert die EZB oder die 
betreffende zuständige nationale Behörde 
das Institut oder das Unternehmen auf, 
einen Abhilfeplan vorzulegen, in dem die 
zu ergreifenden Schritte beschrieben 
werden, um die Einhaltung der 
Aufsichtsanforderungen sowie seine 
langfristige Rentabilität sicherzustellen 
oder wiederherzustellen und den 
bereitgestellten Betrag zurückzuzahlen, 
sowie der zugehörige Zeitrahmen genannt 
wird.

Or. en

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 – Unterabsatz 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Befindet die EZB oder die zuständige 
nationale Behörde den Abhilfeplan für 
unglaubwürdig oder nicht durchführbar 
oder hält das Institut oder das 
Unternehmen den Abhilfeplan nicht ein, 
so wird gemäß Artikel 18 bewertet, ob das 
Institut oder das Unternehmen ausfällt 
oder wahrscheinlich ausfällt.

Or. en

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 18a – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die EZB oder die jeweils 
zuständige nationale Behörde unterrichtet 
den Ausschuss über ihre Bewertung, ob 
die in Absatz 2 Buchstaben a, b und d 
genannten Bedingungen in Bezug auf die 
in Artikel 7 Absatz 2 genannten 
Unternehmen und Gruppen sowie die in 
Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b und 
Artikel 7 Absatz 5 genannten 
Unternehmen und Gruppen erfüllt sind.

Or. en

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 21 – Buchstabe a
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 19 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Umfasst die Abwicklungsmaßnahme die 
Gewährung staatlicher Beihilfen gemäß 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV oder eine 
Unterstützung aus dem Fonds gemäß 
Absatz 3 des vorliegenden Artikels, darf 
das in Artikel 18 Absatz 6 dieser 
Verordnung genannte Abwicklungskonzept 
erst dann in Kraft treten, wenn die 
Kommission bezüglich der Vereinbarkeit 
solcher Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
einen befürwortenden oder einen an 
Bedingungen geknüpften Beschluss gefasst 
oder beschlossen hat, keine Einwände zu 
erheben. Den Beschluss über die 
Vereinbarkeit einer staatlichen Beihilfe 
oder einer Unterstützung aus dem Fonds 
mit dem Binnenmarkt fasst die 
Kommission spätestens, wenn sie das 
Abwicklungskonzept gemäß Artikel 18 
Absatz 7 Unterabsatz 2 billigt oder 
Einwände dagegen erhebt oder – sollte dies 
früher der Fall sein – wenn der in 

Umfasst die Abwicklungsmaßnahme die 
Gewährung staatlicher Beihilfen gemäß 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV oder eine 
Unterstützung aus dem Fonds gemäß 
Absatz 3 des vorliegenden Artikels, darf 
das in Artikel 18 Absatz 6 dieser 
Verordnung genannte Abwicklungskonzept 
erst dann in Kraft treten, wenn die 
Kommission bezüglich der Vereinbarkeit 
solcher Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
einen befürwortenden oder einen an 
Bedingungen geknüpften Beschluss gefasst 
oder beschlossen hat, keine Einwände zu 
erheben, während gleichzeitig die 
Notwendigkeit einer zeitnahen Umsetzung 
des Abwicklungskonzepts durch den 
Ausschuss berücksichtigt wird. Den 
Beschluss über die Vereinbarkeit einer 
staatlichen Beihilfe oder einer 
Unterstützung aus dem Fonds mit dem 
Binnenmarkt fasst die Kommission 
spätestens, wenn sie das 
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Artikel 18 Absatz 7 Unterabsatz 5 
genannte 24-Stunden-Zeitraum abläuft.

Abwicklungskonzept gemäß Artikel 18 
Absatz 7 Unterabsatz 2 billigt oder 
Einwände dagegen erhebt oder – sollte dies 
früher der Fall sein – wenn der in 
Artikel 18 Absatz 7 Unterabsatz 5 
genannte 24-Stunden-Zeitraum abläuft. 
Ergeht innerhalb von 24 Stunden nach 
Übermittlung des Abwicklungskonzepts 
durch den Ausschuss kein solcher 
Beschluss, so gilt das Abwicklungskonzept 
als von der Kommission genehmigt und 
tritt gemäß Artikel 18 Absatz 7 
Unterabsatz 5 in Kraft.

Or. en

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 21 – Buchstabe b
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 19 – Absatz 3 – Unterabsatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In dem Beschluss können dem Ausschuss, 
den nationalen Abwicklungsbehörden in 
dem betroffenen teilnehmenden 
Mitgliedstaat/den betroffenen 
teilnehmenden Mitgliedstaaten oder dem 
Begünstigten auch Pflichten auferlegt 
werden, durch die die Einhaltung des 
Beschlusses überwacht werden kann. 
Hierzu können Anforderungen bezüglich 
der Ernennung eines Treuhänders oder 
einer anderen unabhängigen Person, die die 
Überwachung unterstützt, gehören. Die 
Funktionen, die ein Treuhänder oder eine 
andere unabhängige Person ausüben kann, 
können im Beschluss der Kommission 
festgelegt werden.

In dem Beschluss können dem Ausschuss, 
den nationalen Abwicklungsbehörden in 
dem betroffenen teilnehmenden 
Mitgliedstaat/den betroffenen 
teilnehmenden Mitgliedstaaten oder dem 
Begünstigten auch Pflichten auferlegt 
werden, sofern zutreffend und soweit 
diese Pflichten in deren jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich fallen, durch die die 
Einhaltung des Beschlusses überwacht 
werden kann. Hierzu können 
Anforderungen bezüglich der Ernennung 
eines Treuhänders oder einer anderen 
unabhängigen Person, die die 
Überwachung unterstützt, gehören. Die 
Funktionen, die ein Treuhänder oder eine 
andere unabhängige Person ausüben kann, 
können im Beschluss der Kommission 
festgelegt werden.

Or. en
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Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 24 a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 28 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

24a. In Artikel 28 Absatz 1 
Unterabsatz 1 erhält die Einleitung 
folgende Fassung:

Der Ausschuss überwacht die Umsetzung 
des Abwicklungskonzepts durch die 
nationalen Abwicklungsbehörden 
sorgfältig. Im Hinblick darauf sind die 
nationalen Abwicklungsbehörden 
verpflichtet,

„Der Ausschuss überwacht die Umsetzung 
des Abwicklungskonzepts durch die 
nationalen Abwicklungsbehörden und die 
Umsetzung der in dieser Verordnung 
genannten Anweisungen sorgfältig. Im 
Hinblick darauf sind die nationalen 
Abwicklungsbehörden verpflichtet,“

Or. en

(806/2014)

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 25 – Buchstabe b
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 30 – Absatz 2c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2c) Die in Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 18 der Richtlinie 2014/49/EU 
genannten benannten Behörden arbeiten 
eng mit dem Ausschuss zusammen und 
stellen diesem alle zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben erforderlichen 
Informationen zur Verfügung.

(2c) Die in Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 18 der Richtlinie 2014/49/EU 
genannten benannten Behörden arbeiten 
eng mit dem Ausschuss zusammen. Beide 
Parteien stellen einander alle zur 
Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben 
erforderlichen Informationen zur 
Verfügung.

Or. en
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Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 25 – Buchstabe b a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 30 – Absatz 4

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

ba) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
(4) Für die Zwecke dieser Verordnung 
kann die EZB den Vorsitzenden des 
Ausschusses zur Teilnahme als 
Beobachter an dem nach Artikel 19 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
eingerichteten Aufsichtsgremium der EZB 
einladen. Der Ausschuss kann, wenn er es 
für zweckmäßig erachtet, zu diesem Zweck 
einen anderen Vertreter anstelle des 
Vorsitzenden benennen.

„(4) Für die Zwecke dieser Verordnung 
nimmt der Vorsitzende des Ausschusses 
als Beobachter an dem nach Artikel 19 der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
eingerichteten Aufsichtsgremium der EZB 
teil. Der Ausschuss kann, wenn er es für 
zweckmäßig erachtet, zu diesem Zweck 
einen anderen Vertreter anstelle des 
Vorsitzenden benennen.“

Or. en

(806/2014)

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 31 a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 50 – Absatz 1 – Buchstabe q a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

31a. In Artikel 50 Absatz 1 wird 
folgender Buchstabe angefügt:
„qa) Genehmigung von Leitlinien, 
allgemeinen Anweisungen, Strategien 
oder Leitlinien zur Festlegung von 
Abwicklungsstrategien, -praktiken oder 
-methoden, die im Rahmen des 
einheitlichen Abwicklungsmechanismus 
anzuwenden sind;“

Or. en
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Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 34 – Buchstabe b
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 56 – Absatz 5 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Amtszeit des Vorsitzenden, des 
stellvertretenden Vorsitzenden und der in 
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglieder beträgt fünf Jahre. Sie kann 
einmal verlängert werden.

Die Amtszeit des Vorsitzenden, des 
stellvertretenden Vorsitzenden und der in 
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglieder beträgt fünf Jahre. Sie kann 
einmal um höchstens zwei Jahre 
verlängert werden.

Or. en

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 34 – Buchstabe b
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 56 – Absatz 5 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nach zwei Amtszeiten als Vorsitzender, als 
stellvertretender Vorsitzender oder als ein 
in Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b 
genanntes Mitglied kann der Amtsinhaber 
nicht für eines der beiden anderen Ämter 
ernannt werden.

Nach einer Amtszeit als Vorsitzender, als 
stellvertretender Vorsitzender oder als ein 
in Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b 
genanntes Mitglied kann der Amtsinhaber 
nicht für eines der beiden anderen Ämter 
ernannt werden.

Or. en

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 34 – Buchstabe d
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 56 – Absatz 6a – Unterabsatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In den neun Monaten vor Ablauf der ersten 
Amtszeit des Vorsitzenden, des 
stellvertretenden Vorsitzenden und der in 
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglieder bewertet die Kommission die in 
der ersten Amtszeit erzielten Ergebnisse 
und entscheidet anhand der Ergebnisse 
dieser Bewertung, ob sie eine 
Verlängerung der Amtszeit vorschlägt.

In den neun Monaten vor Ablauf der ersten 
Amtszeit des Vorsitzenden, des 
stellvertretenden Vorsitzenden und der in 
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglieder bewertet die Kommission die 
erzielten Ergebnisse und entscheidet 
anhand der Ergebnisse dieser Bewertung, 
ob sie eine Verlängerung der Amtszeit 
vorschlägt.

Or. en

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 34 – Buchstabe d
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 56 – Absatz 6a – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Rat erlässt auf Vorschlag der 
Kommission einen 
Durchführungsbeschluss zur Verlängerung 
der Amtszeit des Vorsitzenden, des 
stellvertretenden Vorsitzenden und der in 
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglieder. Der Rat beschließt mit 
qualifizierter Mehrheit.

Der Rat erlässt auf Vorschlag der 
Kommission und nach Billigung durch 
das Europäische Parlament einen 
Durchführungsbeschluss zur Verlängerung 
der Amtszeit des Vorsitzenden, des 
stellvertretenden Vorsitzenden und der in 
Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Mitglieder. Der Rat beschließt mit 
qualifizierter Mehrheit.

Or. en

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 35 a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 62 – Absatz 3
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Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

35a. Artikel 62 Absatz 3 erhält folgende 
Fassung:

(3) Der Ausschuss ist dafür zuständig, 
im Hinblick auf die Wahrnehmung der 
Aufgaben des internen Prüfers geeignete 
Systeme und Verfahren für die interne 
Kontrolle zu schaffen.

„(3) Der Ausschuss ist dafür zuständig, 
im Rahmen seiner Plenarsitzung im 
Hinblick auf die Wahrnehmung der 
Aufgaben des internen Prüfers Standards 
für die interne Kontrolle festzulegen und 
geeignete Systeme und Verfahren für die 
interne Kontrolle zu schaffen.“

Or. en

(806/2014)

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 37 – Buchstabe a
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 70 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die verfügbaren Finanzmittel, die 
mit Blick auf die Erreichung der 
Zielausstattung gemäß Artikel 69 zu 
berücksichtigen sind, können 
unwiderrufliche Zahlungsverpflichtungen 
umfassen, die in vollem Umfang durch 
Sicherheiten mit niedrigem Risiko 
abgesichert sind, die nicht durch Rechte 
Dritter belastet, frei verfügbar und 
ausschließlich der Verwendung durch den 
Ausschuss für die in Artikel 76 Absatz 1 
genannten Zwecke vorbehalten sind. Der 
Anteil dieser unwiderruflichen 
Zahlungsverpflichtungen darf 50 % des 
Gesamtbetrags der gemäß diesem Artikel 
erhobenen Beiträge nicht übersteigen. Im 
Rahmen dieser Obergrenze legt der 
Ausschuss jährlich den Anteil 
unwiderruflicher Zahlungsverpflichtungen 
am Gesamtbetrag der gemäß diesem 
Artikel zu erhebenden Beiträge fest.

(3) Die verfügbaren Finanzmittel, die 
mit Blick auf die Erreichung der 
Zielausstattung gemäß Artikel 69 zu 
berücksichtigen sind, können 
unwiderrufliche Zahlungsverpflichtungen 
umfassen, die in vollem Umfang durch 
Sicherheiten mit niedrigem Risiko 
abgesichert sind, die nicht durch Rechte 
Dritter belastet, frei verfügbar und 
ausschließlich der Verwendung durch den 
Ausschuss für die in Artikel 76 Absatz 1 
genannten Zwecke vorbehalten sind. Der 
Anteil dieser unwiderruflichen 
Zahlungsverpflichtungen darf 30 % des 
Gesamtbetrags der gemäß diesem Artikel 
erhobenen Beiträge nicht übersteigen. Im 
Rahmen dieser Obergrenze legt der 
Ausschuss jährlich den Anteil 
unwiderruflicher Zahlungsverpflichtungen 
am Gesamtbetrag der gemäß diesem 
Artikel zu erhebenden Beiträge fest.
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Or. en

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 40 – Buchstabe a a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 76 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) Folgender Absatz wird eingefügt:
„(3a) Im Rahmen des Fonds können 
nationale Einlagensicherungssysteme 
gemäß Artikel 79a unterstützt werden, 
damit diese Systeme Zugang zu 
Finanzmitteln haben, die dem Bedarf 
einer Intervention im Rahmen einer 
Abwicklungsmaßnahme Rechnung 
tragen.“

Or. en

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 41 – Buchstabe a
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 79 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Der Ausschuss legt die Höhe des 
Beitrags des Einlagensicherungssystems 
gemäß Absatz 1 fest, nachdem er das 
Einlagensicherungssystem sowie 
erforderlichenfalls die benannte Behörde 
im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 18 der Richtlinie 2014/49/EU zu 
den geschätzten Kosten der 
Einlegerentschädigung gemäß Artikel 11e 
der Richtlinie 2014/49/EU und 
entsprechend den in Artikel 20 der 
vorliegenden Verordnung genannten 
Bedingungen konsultiert hat.

(2) Der Ausschuss legt in enger 
Zusammenarbeit mit dem 
Einlagensicherungssystem und 
erforderlichenfalls mit der benannten 
Behörde im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 18 der Richtlinie 2014/49/EU die 
Höhe des Beitrags des 
Einlagensicherungssystems gemäß 
Absatz 1 zu den geschätzten Kosten der 
Einlegerentschädigung gemäß Artikel 11e 
der Richtlinie 2014/49/EU und 
entsprechend den in Artikel 20 der 
vorliegenden Verordnung genannten 
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Bedingungen fest.

Or. en

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 41 a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 806/2014
Artikel 79 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

41a. Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 79a
Sicherung der Finanzkraft der 
Einlagensicherungssysteme
(1) Ist die Intervention durch ein 
Einlagensicherungssystem im 
Zusammenhang mit einer Abwicklung 
erforderlich, dessen verfügbare 
Finanzmittel reichen für den Zweck der 
Intervention jedoch nicht aus, so kann der 
Ausschuss um Unterstützung des 
Einlagensicherungssystems ersucht 
werden.
(2) Das Ersuchen muss alle 
relevanten Informationen enthalten, 
darunter:
i)  die Lücke des 
Einlagensicherungssystems für die 
Zwecke der spezifischen Intervention im 
Zusammenhang mit der Abwicklung,
ii) die Bedingungen, die dem 
Einlagensicherungssystem in anderen 
alternativen 
Finanzierungsvereinbarungen angeboten 
werden,
iii) die voraussichtliche Dauer der 
beantragten Unterstützung.
(3) Nach Eingang des in Absatz 1 
genannten Ersuchens kann der 
Ausschuss beschließen, durch die 
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Bereitstellung einer Garantie im Rahmen 
des einheitlichen Abwicklungsfonds eine 
vorübergehende Liquiditätshilfe für das 
ersuchende Einlagensicherungssystem 
einzurichten.
(4) Nachdem der Ausschuss in seiner 
Plenarsitzung eine Konsultation 
durchgeführt hat, legt er in seiner 
Präsidiumssitzung die Garantie für das 
Einlagensicherungssystem und die für 
seine Bereitstellung geltenden 
Bedingungen vor.
(5) Die Garantie wird vom 
Einlagensicherungssystem als Sicherheit 
für alternative 
Finanzierungsmechanismen im Sinne von 
Artikel 10 Absatz 9 der Richtlinie 
2014/49/EU verwendet, um so den 
Zugang zu Märkten zu günstigeren 
Bedingungen sicherzustellen.“

Or. en

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Sie gilt ab dem … [Amt für 
Veröffentlichung: Bitte Datum einfügen: 
18 Monate nach dem Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung].

Sie gilt ab dem … [Amt für 
Veröffentlichung: bitte Datum einfügen: 
12 Monate nach dem Datum des 
Inkrafttretens dieser Verordnung].

Or. en


